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Vorblatt 


Ergänzung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
24. Oktober 1956 über das auf Unterhalts Verpflichtun- 
gen gegenüber Kindern anzuwendende Recht 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Nach dem Haager Übereinkommen vom 24. Oktober 1956 ist 
für Unterhaltsansprüche eines Kindes das Recht des Vertrags- 
staates anzuwenden, in dem das Kind seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Dieses Übereinkommen gestattet es jedoch dem 
einzelnen Vertragsstaat, sein eigenes Recht für anwendbar zu 
erklären für die Fälle, in denen der Unterhaltsanspruch vor 
seinen Behörden geltend gemacht wird, das Kind und der 
Unterhaltspflichtige seine Staatsangehörigen sind und der 
Unterhaltspflichtige zudem in seinem Gebiet den gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf, den der Rechtsausschuß ein- 
stimmig billigt, erklärt in Ergänzung des Zustimmungsgesetzes 
für den genannten speziellen Fall das deutsche Recht für an- 
wendbar. 


C. Alternativen 

wurden im Rechtsausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 24. Oktober 1956 über das auf Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern anzuwendende Recht 

— Drucksache VI/2652 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
und Frau Schimschok 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 140. Sitzung 
am 13. Oktober 1971 den Gesetzentwurf dem Rechts- 
ausschuß überwiesen. Dieser hat die Vorlage in sei- 
ner 70. Sitzung am 26. Januar 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Ge- 
setzentwurf unverändert anzunehmen. 

II. 

Der Rechtsausschuß hält es für zweckmäßig und im 
Hinblick auf die Neuregelung der rechtlichen Stel- 
lung der nichtehelichen Kinder für wünschenswert, 
daß in den Fällen, in denen ein deutsches Kind, auch 
wenn es in einem anderen Staat seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat, gegen den in der Bundesrepu- 
blik Deutschland lebenden deutschen Unterhalts- 
pflichtigen vor einem deutschen Gericht seinen 
Unterhaltsanspruch geltend gemacht, das deutsche 
Recht angewendet wird. Das Abgehen von dem im 
Haager Übereinkommen vom 24. Oktober 1956 ent- 


haltenen Grundsatz, daß ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit der Parteien das Recht des 
Staates angewendet werden soll, in dem das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, rechtfertigt 
sich nach Ansicht des Ausschusses nicht nur durch 
die größere Praktikabilität, sondern auch durch die 
Interessenlage des Kindes. Da dem Kind dadurch 
nicht das Recht genommen wird, vor einem Gericht 
seines Aufenthaltsstaates zu klagen, wobei dann das 
Recht dieses Staates Anwendung findet, wird einer- 
seits für das Kind eine zusätzliche Möglichkeit ge- 
schaffen, andererseits wird dadurch der Zweck des 
Übereinkommens, das internationale Privatrecht auf 
diesem speziellen Gebiet zu vereinheitlichen, nicht 
gefährdet. 

Der Ausschuß hat sich auch mit der völkerrecht- 
lichen Seite befaßt. Er ist der Auffassung, daß die 
Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 2 des Über- 
einkommens eine Wahlmöglichkeit hat, von der 
auch jetzt noch durch eine entsprechende Erklärung 
Gebrauch gemacht werden kann. 


Bonn, den 15. März 1972 


Dr. Wittmann (München) Frau Schimschok 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2652 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. März 1972 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wittmann (München) Frau Schimschok 

Berichterstatter 
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